
(Stand: 2026)

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB)
der Regidor GmbH

I. Geltungsbereich

(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Verträge zwischen der Regidor GmbH 
(nachfolgend „Auftragnehmer“) und ihren Kunden über Lieferungen und Leistungen, insbesondere die 
Vermietung von Geräten sowie die Erbringung von Trocknungs- und sonstigen Dienstleistungen.

(2) Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Kunden 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der Auftragnehmer ihrer Geltung ausdrücklich 
schriftlich zugestimmt hat.

(3) Soweit der Kunde Verbraucher ist, gelten die gesetzlichen Verbraucherschutzvorschriften, soweit 
in diesen Bedingungen nichts Abweichendes geregelt und rechtlich zulässig ist.

II. Vertragsschluss

(1) Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich 
als verbindlich bezeichnet sind.

(2) Der Vertrag kommt durch Annahme des Angebots des Auftragnehmers durch den Kunden oder 
durch Auftragsbestätigung des Auftragnehmers in Textform zustande.

(3) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen 
der Textform, soweit nicht strengere Formvorschriften vorgesehen sind.

III. Leistungsumfang

(1) Art und Umfang der vom Auftragnehmer geschuldeten Leistungen ergeben sich aus dem jeweiligen 
Vertrag, der Auftragsbestätigung und gegebenenfalls beigefügten Leistungsbeschreibungen.

(2) Termine und Fristen sind nur dann verbindlich, wenn sie ausdrücklich als verbindlich vereinbart 
sind.

(3) Der Auftragnehmer ist zu Teilleistungen berechtigt, soweit dies dem Kunden zumutbar ist.
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IIII. Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Der Kunde hat alle Voraussetzungen zu schaffen, die für die ordnungsgemäße Erbringung der 
Leistungen erforderlich sind, insbesondere Zugang zu den Räumlichkeiten, Bereitstellung von 
Stromanschlüssen sowie erforderlichenfalls die Einholung behördlicher Genehmigungen.

(2) Der Kunde hat den Auftragnehmer unverzüglich über besondere Risiken und Umstände des 
Einsatzortes zu informieren, die für die Leistungserbringung von Bedeutung sein können.

V. Vergütung und Zahlungsbedingungen

(1) Es gelten die bei Vertragsschluss vereinbarten Preise. Sofern nicht anders angegeben, verstehen 
sich die Preise zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer.

(2) Rechnungen sind innerhalb von 14 Tagen nach Rechnungsdatum ohne Abzug zur Zahlung fällig, 
sofern nichts anderes vereinbart ist.

(3) Der Kunde kommt ohne weitere Erklärung des Auftragnehmers 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung in Verzug, sofern er nicht bezahlt hat.

(4) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen dem Kunden nur zu, soweit seine 
Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder vom Auftragnehmer anerkannt sind.

VI. Leckortungsbericht / Folgemaßnahmen

(1) Nach Abschluss der Ortungsmaßnahme erstellt die Regidor GmbH eine digitale 
Schadensdokumentation, den Leckortungsbericht. Auch von diesem erhält der Auftraggeber eine 
Kopie.

(2) Der Leckortungsbericht dokumentiert das vorgefundene Schadenbild und enthält 
Handlungsempfehlungen an den Auftraggeber in Bezug auf die weiteren erforderlichen Maßnahmen 
zur Schadensminderung und Schadensbehebung, wie Trocknungsmaßnahmen, Installateur und 
Sanierungsarbeiten.

(3) Diese erforderlichen Maßnahmen sind vom Auftraggeber eigenverantwortlich zu veranlassen. Zu 
diesen erforderlichen Maßnahmen zählt auch das Verschließen von Bauteilöffnungen, die Regidor 
GmbH  zwecks Durchführung der Vertragsleistung mit Zustimmung des Auftraggebers vorgenommen 
hat.

(4) Seitens der Regidor GmbH  ist keine Koordination oder Vermittlung von Handwerksbetrieben oder 
sonstigen Unternehmen zur Durchführung dieser erforderlichen Maßnahmen geschuldet.
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VII. Eigentumsvorbehalt / Geräte

(1) Gelieferte bewegliche Sachen bleiben bis zur vollständigen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus 
dem jeweiligen Vertrag im Eigentum des Auftragnehmers.

(2) Der Kunde ist verpflichtet, die überlassenen Geräte pfleglich zu behandeln und die Bedienungs- und 
Sicherheitsanweisungen einzuhalten.

(3) Beschädigungen oder Störungen der Geräte sind dem Auftragnehmer unverzüglich anzuzeigen.

VIII. Gefahrübergang

(1) Soweit der Auftragnehmer Geräte oder Materialien an den Kunden liefert, geht die Gefahr des 
zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung mit Übergabe auf den Kunden über.

(2) Bei Versendung geht die Gefahr mit Übergabe der Sache an die Transportperson auf den Kunden 
über, sofern der Kunde Unternehmer ist.

IX. Mängelrechte

(1) Es gelten die gesetzlichen Mängelrechte, soweit nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist.

(2) Offensichtliche Mängel sind vom Kunden innerhalb von 7 Tagen nach Leistungserbringung 
anzuzeigen, sofern der Kunde Unternehmer ist.

(3) Der Auftragnehmer hat das Recht zur Nacherfüllung. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Kunde 
die Vergütung mindern oder – nach Maßgabe der gesetzlichen Voraussetzungen – vom Vertrag 
zurücktreten.

VIII. Haftung

(1) Der Auftragnehmer haftet auf Schadensersatz – gleich aus welchem Rechtsgrund – bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit.

(2) Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Auftragnehmer nur
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit,
b) für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht; in diesem Fall ist die Haftung 
jedoch der Höhe nach begrenzt auf den typischerweise vorhersehbaren Schaden.

(3) Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht, soweit der Auftragnehmer eine Garantie übernommen 
hat oder nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften (z.B. Produkthaftungsgesetz) zwingend haftet.
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X. Verjährung

(1) Die Verjährungsfrist für Ansprüche des Kunden wegen Sach- und Rechtsmängeln beträgt 3 Jahre ab 
gesetzlichem Verjährungsbeginn, soweit der Kunde Verbraucher ist.

(2) Gegenüber Unternehmern beträgt die Verjährungsfrist für Mängelansprüche 1 Jahr, es sei denn, es 
handelt sich um Bauwerke oder um Leistungen, deren Erfolg in der Herstellung, Wartung oder 
Veränderung einer Sache besteht, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 
verwendet worden ist.

XI. Datenschutz

(1) Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen.

(2) Einzelheiten ergeben sich aus der jeweils geltenden Datenschutzerklärung, die dem Kunden zur 
Verfügung gestellt wird.

XII. Schlussbestimmungen

(1) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.

(2) Ist der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis 
der Sitz des Auftragnehmers.

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, bleibt 
die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt die 
gesetzliche Regelung.


